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Gemeinsame Erklärung
aller Abgeordneten zum Oö. Landtag gemäß § 36 der Oö. LGO 2009

anlässlich des Gewaltverbrechens am 30. Juni 2017 in Linz

Am 30. Juni 2017 hat ein politisch motiviertes Gewaltverbrechen die Bürgerinnen und Bürger weit
über die Landesgrenzen Oberösterreichs hinaus erschüttert. Ein mutmaßlicher Täter hat sich bereits
zu diesem Gewaltakt bekannt. Er hat nach eigenen Angaben seinen Hass auf eine politische Partei
durch den Mord an zwei unschuldigen Personen, die er im Nahebereich der Partei vermutete, zum
Ausdruck gebracht.

Der Mann hat offenbar seine private für ihn ausweglos erscheinende Situation auf andere, die ihn
sogar unterstützt haben, projiziert. In der Folge kam es zu diesem furchtbaren Tötungsdelikt. Dieser
Gewaltakt stimmt die Abgeordneten des Oö. Landtags zutiefst betroffen. Es wird daher folgende
gemeinsame Erklärung abgegeben:

Der Oö. Landtag spricht den Hinterbliebenen, Freunden und Weggefährten der Opfer tiefstes
Mitgefühl und Anteilnahme aus. Es herrscht tiefes Entsetzen und Fassungslosigkeit über die
Grausamkeit, mit welcher die Tat ausgeführt wurde.

Die Abgeordneten des Oö. Landtags verurteilen jede Art von Gewalt. Oberösterreich ist ein offenes
Land, in dem jeder und jedem alle Möglichkeiten offen stehen, sich zu bilden sowie sich beruflich
und gesellschaftlich einzubringen und zu entfalten. Jedoch gibt es in unserem Rechtsstaat
Grundwerte und Gesetze, die mit aller Konsequenz durchzusetzen und zu bewahren sind. Wir sind
stolz darauf, eine moderne Demokratie zu sein, in der Menschen unterschiedlicher politischer
Gedankenrichtungen, Religionen und Weltanschauungen in gegenseitigem Respekt und Toleranz
zusammenleben.

Der Oö. Landtag bekennt sich unmissverständlich zu einem menschlichen und friedlichen
Miteinander basierend auf gegenseitiger Achtung. Gewalttaten, seien sie politisch, religiös oder
anderwärtig motiviert, haben in unserer Gesellschaft keinen Platz und es gilt, mit allen zur Verfügung
stehenden Mitteln dagegen aufzutreten.

Linz, am 6. Juli 2017
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